
Beschluss-Nr.: 303-22/2002 

 

 
 

Satzung zur Erhebung von Kanalbaubeiträgen für den Anschluss 

an das öffentliche Schmutzwassernetz 

der Stadt Pasewalk 

 

(Kanalbaubeitragssatzung Schmutzwasser) 
 

Auf Grund des § 5 Abs. 1 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Januar 1998 (GVOBl. M-V S. 29, 890) zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 09. August 2000 (GVOBl. M-V S. 360) und der §§ 2, 6, 8 und 10 
des Kommunalabgabengesetztes (KAG) vom 1. Juni 1993 (GVOBl. M-V S. 522, 916), ge-
ändert durch Gesetz vom 22. November 2001 (GVOBl. M-V S. 438) hat die Stadtvertretung 
der Stadt Pasewalk in ihrer Sitzung am 28.11.02 folgende Satzung beschlossen. 
 
 

§ 1 

Kanalanschlussbeitrag 

 

(1) Die Stadt Pasewalk erhebt zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung der öffent- 
 lichen Einrichtung zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung einen Beitrag (Kanalan- 
 schlussbeitrag). 
 
(2) Zum Aufwand, der durch den Beitrag gedeckt wird, gehört der Aufwand für die Her- 
 stellung der in § 1 und 2 der Abwassersatzung der Stadt Pasewalk definierten öffent- 
 lichen Einrichtung zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung. Mit dem Beitrag ist der  
 Aufwand für die Herstellung des jeweils ersten Grundstückanschlusses abgegolten. 
 
(3) Zum beitragsfähigen Aufwand gehört nicht der Aufwand, der durch Leistungen und  
 Zuschüsse Dritter gedeckt wird, sowie die Kosten für die laufende Unterhaltung der  
 Einrichtung und Anteile an den allgemeinen Verwaltungskosten. 
 
 

§ 2 

Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1)  Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die öffentliche Einrichtung zur  
 zentralen Schmutzwasserbeseitigung angeschlossen werden können und  
 a) für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut  
  oder gewerblich genutzt werden können 
 b)  für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach  
  der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwick- 
  lung der Gemeinde zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung anstehen 
 c)  wenn sie bebaut sind. 
 
(2) Wird ein Grundstück an die Schmutzwasseranlage tatsächlich angeschlossen, so unter- 
 liegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht vor- 
 liegen. 
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(3) Grundstück im sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im grundbuch- 
 rechtlichen Sinne. Mehrere selbstständig nicht baulich oder gewerblich nutzbare Grund- 
 stücke gelten als ein Grundstück, wenn die Eigentümer identisch sind und die Grund- 
 stücke nur in ihrer Gesamtheit baulich oder gewerblich nutzbar sind. 
 
 

§ 3 

Entstehung der Beitragspflicht 

 

Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück an die öffentliche Einrichtung zur 
zentralen Schmutzwasserbeseitigung angeschlossen werden kann, frühestens jedoch mit 
Inkrafttreten der Satzung. Das heißt, auch für Grundstücke die bereits vor Inkrafttreten dieser 
Satzung eine Anschlussmöglichkeit hatten, entsteht die Beitragspflicht erst mit Inkrafttreten 
dieser Satzung. 
 
 

§ 4 

Beitragsmaßstab 

 
(1)  Der Schmutzwasserbeitrag wird für die bevorteilte Grundstücksfläche unter Berück- 
 sichtigung der Art und des Maßes der Bebaubarkeit des Grundstückes errechnet. 
 
(2) Als Grundstücksfläche gilt: 
 
 a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes (B-Plan) liegen, die  
  gesamte im Plangebiet liegende Fläche, wenn für das Grundstück eine bauliche  
  oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, 
 
 b) bei Grundstücken nach Buchstabe a) die über die Grenzen des B-Planes hinaus- 
  reichen, auch die Fläche außerhalb des Plangebietes, soweit diese Fläche baulich  
  oder gewerblich genutzt werden kann, 
 
 c) bei Grundstücken, für die kein B-Plan besteht und die vollständig innerhalb eines  
  im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des  
  Grundstückes, 
 
 d) bei Grundstücken, die im Übergangsbereich vom unbeplanten Innenbereich (§ 34  
  BauGB) zum Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grund- 
  stückes, höchstens jedoch die Fläche zwischen der Straße zugewandten Grund- 
  stücksgrenze und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen. Liegt  
  das Grundstück an mehreren Straßen, so ist die Tiefenbegrenzung von jeder einer  
  Straße zugewandten Grundstücksseite über die gesamte Grundstücksbreite anzu- 
  setzen. 
 
 e) Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über die sich nach Buchstabe d)  
  ergebende Grenze hinaus, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die  
  hintere Grenze der baulichen Nutzung bestimmt wird. Die hintere Grenze der  
  baulichen Nutzung wird durch eine über die gesamte Grundstücksbreite verlaufende  
  Parallele bezeichnet, welche die von der Straße zugewandten Grundstücksseite am  
  weitesten entfernte Gebäudegrenze tangiert. 
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 f) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Abrundungssatzung oder einer  
  Außenbereichssatzung (§ 34 Abs. 4; § 35 Abs. 6 BauGB) liegen, geht in den Rand- 
  lagen des von der Abrundungssatzung oder Außenbereichssatzung umfassten Ge- 
  bietes die dort festgelegte Grenze des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles der  
  Tiefenbegrenzungslinie nach Buchstabe d) vor. Buchstabe e) gilt entsprechend. 
 
 g) bei Grundstücken, bei denen im B-Plan eine sonstge Nutzung (z.B. als Friedhof,  
  Sportplatz, Grünfläche) festgesetzt ist oder die im unbeplanten Innenbereich (§ 34  
  BauGB) tatsächlich so genutzt werden, die Grundfläche der an die Einrichtung zur  
  Schmutzwasserbeseitigung anschließbaren Gebäude geteilt durch die Grundflächen- 
  zahl 0,3. Berücksichtigt wird höchstens die tatsächliche Grundstücksgröße. Die unter  
  Berücksichtigung des Maßes der Nutzung nach Abs. 3 ermittelte Fläche wird den  
  betreffenden Gebäuden dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen  
  Abstand von den Außenwänden der angeschlossenen oder anschließbaren Gebäude  
  verlaufen. Bei Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung erfolgt  
  eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück. 
 
 g) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der an  
  die Einrichtung zur Schmutzwasserbeseitigung angeschlossenen Gebäude geteilt  
  durch die Grundflächenzahl 0,2 höchstens jedoch die tatsächliche Grundstücksgröße.  
  Die Regelungen zu Buchstabe g) Sätze 3 und 4 gelten entsprechend. 
 
(3) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche nach  
 Abs. 2 mit einem Vom-Hundert-Satz wie folgt bewertet: 
 a) bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss  25 % 
 b)  bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen  40 % 
 c) bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen 55 % 
 d)  bei einer Bebaubarkeit mit vier Vollgeschossen 70 % 
 e) bei einer Bebaubarkeit mit fünf vollgeschossen 85 % 
 
(4) Als Zahl der Vollgeschosse gilt: 
 a) soweit ein B-Plan besteht, die hier festgesetzt höchstzulässige Zahl der Vollge- 
  schosse, 
 b) soweit kein B-Plan besteht oder in einem B-Plan die Zahl der Vollgeschosse nicht  
  bestimmt ist: 
  - bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 
  - bei genehmigten Vorhaben die Zahl der genehmigten Vollgeschosse, 
  - bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der nähren Umgebung  überwiegend  
     vorhandenen Vollgeschosse, 
 c)  bei Grundstücken, auf denen nur Garagen (außer Tiefgaragen oder mehrgeschossige  
  Parkhäuser) oder Stellplätze errichtet werden dürfen, soweit bei Grundstücken, für  
  die im B-Plan eine sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die außerhalb von B-Plan  
  Gebieten tatsächlich so genutzt werden (z. B. Sport- und Festplätze, Schwimmbäder  
  oder Friedhöfe) die Zahl von einem Vollgeschoss, sofern nicht im Einzelfall eine  
  größere Geschossanzahl festgestellt werden kann. 
 d)  bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut sind, wird das Kirchenge- 
  bäude als eingeschossig behandelt. 
 
(5)  Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach den Vorschriften der Landesbauord- 
 nung Mecklenburg-Vorpommern Vollgeschosse sind. 
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§ 5 

Beitragssatz 

 

Der Beitragssatz für die Herstellung der öffentlichen Einrichtung zur zentralen Schmutz-
wasserbeseitigung beträgt 2,58 EUR/m² bevorteilter Grundstücksfläche. 
 

 

§ 6 

Beitragsschuldner 

 

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides  
 Eigentümer des Grundstückes oder zur Nutzung des Grundstückes dinglich Berechtigter  
 ist. Bei einem erbbaubelasteten Grundstück ist der Erbbauberechtigte an Stelle des Ei-  
 gentümers Beitragsschuldner. Der Eigentümer eines Gebäudes ist neben dem Pflichtigen  
 nach Satz 1 oder Satz 2 Beitragsschuldner, wenn das Eigentum an dem Grundstück und  
 an dem darauf befindlichen Gebäude infolge der Regelung des § 286 des Zivilgesetz- 
 buches der DDR getrennt ist. 
 
(2) Mehrere Beitragsschuldner haften als Gesamtschuldner. Bei Wohnungs- oder Teileigen-  
 tum sind die einzelnen Wohnungs- oder Teileigentümer nur entsprechend ihrem Mitei- 
 gentumsanteil beitragspflichtig. 
 
(3) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück bzw. auf dem Erbbaurecht  
 oder sonstigen dinglichen Nutzungsrecht oder auf dem Wohnungs- oder Teileigentum. 
 
 

§ 7 

Vorausleistung 

 
Sobald mit der Durchführung einer Maßnahme begonnen wurde, kann die Stadt Pasewalk 
Vorausleistungen in Höhe von 80 % auf die voraussichtliche Beitragsschuld verlangen. Eine 
Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen. Die gezahlten Voraus-
leistungen werden von der Stadt Pasewalk nicht verzinst. 
 
 

§ 8 

Fälligkeit 

 
(1) Beiträge und Vorausleistungen werden durch Bescheid festgesetzt und werden einen  
 Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 
(2)  Der Schmutzwasserbeitrag kann durch Vereinbarung vor Entstehen der Beitragsschuld 
 im Ganzen abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag bestimmt sich nach der Höhe des  
 voraussichtlich entstehenden Beitrages. 
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§ 9 

Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse 

 
(1) Stellt die Stadt Pasewalk auf Antrag des Grundstückseigentümers für ein Grundstück  
 einen weiteren Grundstücksanschluss im Sinne des § 14 der Abwassersatzung her, so  
 hat der Grundstückseigentümer der Gemeinde die Aufwendungen für die Herstellung in  
 der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. Zusätzliche Anschlüsse sind auch die  
 Anschlüsse, die sich in ihrer Lage ändern oder nach einer Teilung eines Grundstückes,  
 für das die Beitragspflicht bereits entstanden war, zur abwasserseitigen Erschließung des  
 neuen Grundstückes erforderlich werden. 
 
(2) Das maß nach der Notwendigkeit der durchzuführenden Maßnahmen legen die Stadt- 
 werke Pasewalk GmbH als Beauftragte des Trägers der öffentlichen Schmutzwasseran- 
 lage, der Stadt Pasewalk fest. Die Regelungen der Abwassersatzung der Stadt Pasewalk  
 gelten entsprechend. 
 
(3) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der Beendigung der Maßnahme. Die Maßnahme  
 ist beendet, wenn der jeweilige Grundstücksanschluss betriebsfertig hergestellt ist. 
 
(4) Der Erstattungsbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekannt- 
 gabe des Bescheides fällig. 
 
 

§ 10 Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2003 in Kraft. 
 
 
 
Pasewalk, 29.11.2002                                    gez. Dambach 
   Bürgermeister  - Siegel -                                    

 
  

 
Öffentliche Bekanntmachung: 17.12.2002 (Pasewalker Stadtanzeiger) 
 
 


